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34 Organisationsarbeit – Prioritäten richtig setzen 

Die Landesregierung nimmt die Organisationsaufgaben nicht in 

dem erforderlichen Umfang wahr. Insbesondere um den Anfor-

derungen des Digitalisierungsprozesses und dem demografi-

schen Wandel gerecht zu werden, muss eine Intensivierung der 

Organisationsarbeit in der Landesverwaltung erfolgen.  

Eine wirksame und effiziente Organisationsarbeit leistet einen 

maßgeblichen Beitrag zu einer wirtschaftlichen Aufgabenwahr-

nehmung. Dafür muss sie zukunftsgerichtet, konstruktiv-konzep-

tionell, kreativ und effektiv sein, damit die erforderlichen Verän-

derungen strukturiert und konsistent in einem Gesamtprozess 

abgearbeitet werden können. 

Allgemeines 

Unter die Organisationsaufgaben fallen insbesondere die Arbeitsvor-

gänge, die sich auf die Weiterentwicklung und Optimierung der Auf-

bau- und Ablauforganisation in den Dienststellen beziehen. Dazu ge-

hören die sachgerechte Verteilung von Aufgaben auf Stellen, ein 

zweckmäßiger Technikeinsatz auf den Arbeitsplätzen, die Ermittlung 

und Fortschreibung des Stellenbedarfs, die Stellenbewertung, die Stel-

lenbewirtschaftung sowie grundsätzliche Angelegenheiten der Arbeits-

zeit. 

Das Instrument der Organisationsuntersuchungen stellt eine weitere, 

besonders wichtige Aufgabe dar, denn in diesen werden Organisatio-

nen einer systematischen Betrachtung unterzogen, um die Arbeitspro-

zesse und die Strukturen wirtschaftlich zu gestalten. Hierzu gehört 

auch eine systematische Aufgabenkritik, in der die Aufgaben einer 

Zweckkritik wie auch einer Vollzugskritik zu unterziehen sind.  

Organisationsaufgaben sollten in einer Organisationseinheit gebündelt 

wahrgenommen werden. Aktive Organisationsarbeit in diesem Sinne 
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leistet einen wesentlichen Beitrag zur ständigen Verbesserung der 

Wirtschaftlichkeit der Verwaltung.  

Eine aktive Organisationsarbeit muss für alle Verwaltungsbereiche 

eine Daueraufgabe sein. Insbesondere sollte die Organisation einen 

aktuellen Überblick über den Aufgabenbestand, die Aufgabenerledi-

gung und damit zusammenhängend den Stellenbedarf und die Stellen-

verteilung haben. Dabei ist Organisationsarbeit nicht als einmaliges Er-

fassen und Ordnen von Aufgaben und Leistungen, sondern als dauer-

haftes Steuern und Koordinieren der Arbeitsprozesse zur Verbesse-

rung der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung zu verstehen. Sie umfasst 

insbesondere auch die Anpassung der Organisation an Veränderun-

gen der Aufgabeninhalte sowie an die technischen Entwicklungen. 

Aufgabenwahrnehmung 

Der LRH hat in verschiedenen Prüfungen die Erkenntnis gewonnen, 

dass die Verwaltungen Organisationsarbeit nicht in ausreichendem 

Maße ausüben. Deutlich wird dies an dem über Jahre sehr niedrigen 

Stelleneinsatz für Organisationsaufgaben und die geringe Anzahl 

durchgeführter Organisationsuntersuchungen. Zudem gibt es Defizite 

bei der Einbindung der Organisationsbereiche bei Fragen der Aufbau- 

und Ablauforganisation, bei der Stellenbildung, bei der Geschäftspro-

zessbetrachtung und bei der Umsetzung des Digitalisierungsprozes-

ses. 

Bereits mehrfach hatte der LRH in seinen Jahresberichten291 hierzu 

Prüfungsfeststellungen getroffen, verbessert hat sich die Situation al-

lerdings bisher nicht wesentlich. Auch zuletzt hat der LRH in zahlrei-

chen Prüfungen bei verschiedenen Dienststellen der Landesverwal-

                                                
291  Jahresbericht 2007, S. 141 „Mängel bei der Organisationsarbeit und beim 

Controlling in verschiedenen Bereichen der Landesregierung“; Jahresbericht 
2008, S. 23 „Projektmanagement in der Landesverwaltung“. 
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tung Mängel bei der Wahrnehmung von Organisationsaufgaben fest-

gestellt. Systematische Organisationsprüfungen und analytische Stel-

lenbedarfsermittlungen haben nicht stattgefunden. 

• Die Betrachtung, Bewertung und Optimierung der Arbeitsabläufe 

hat in den meisten Dienststellen nur eine untergeordnete Bedeu-

tung. 

• Optimierungspotenziale wurden nicht analytisch ermittelt. 

• Die Ausweitung der technischen Unterstützung der Geschäftspro-

zesse wurde nicht ausreichend von der Organisation begleitet, ins-

besondere wurden die Geschäftsprozesse nicht vor der Einführung 

der IT optimiert. 

In einer aktuellen Bestandserfassung bei den für Organisation zustän-

digen Referaten in den Ministerien und der Staatskanzlei hat sich ge-

zeigt, dass diese sich regelmäßig aus Kapazitätsgründen auf die 

Pflichtaufgaben der Organisationsarbeit beschränken müssen. Dazu 

zählen u. a. die Geschäftsverteilung, die Arbeitsplatz- und Dienstpos-

tenbewertungen und die Prüfung angemeldeter Mehrbedarfe. Weiter-

gehende gestaltende Aufgaben werden aus Kapazitätsgründen nicht 

wahrgenommen. Die zuständigen Referate der Ministerien und der 

Staatskanzlei haben in den letzten fünf Jahren nahezu keine Organi-

sationsuntersuchungen für das eigene Haus durchgeführt.  

Der Stelleneinsatz für Organisationsarbeit entwickelte sich in den Mi-

nisterien und der Staatskanzlei folgendermaßen: 
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Ressort Stellen- 
einsatz 

2015 

Stellen- 
einsatz 

2019 

Staatskanzlei 1,2 0,5292 

Ministerium für Inneres und Sport 0,7 0,9 

Finanzministerium 0,6 0,55 

Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung 1,3 1,6 

Ministerium für Wissenschaft und Kultur 0,7 3,5 

Kultusministerium 1,1 2,7 

Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisie-
rung 

1,4 1,7 

Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz 

2,5 2,3 

Justizministerium 0,9 13,5 

Ministerium für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz 0,9 1,1 

Ministerium für Bundes- und Europaangelegenheiten und 
Regionale Entwicklung 

- 0,8 

Tabelle 24:  Entwicklung des Stelleneinsatzes für Organisationsarbeit 

Lediglich das Ministerium für Wissenschaft und Kultur, das Kultusmi-

nisterium und das Justizministerium haben den Stelleneinsatz für Or-

ganisationsaufgaben zwischenzeitlich nennenswert erhöht. Die Erhö-

hung im Justizministerium ist zum großen Teil auf die Digitalisierungs-

bestrebungen im Rahmen des eJustice-Gesetzes293 zurückzuführen. 

Dieses Beispiel zeigt, dass ein deutlich höherer Stelleneinsatz erfor-

derlich ist, um die Aufgaben der Digitalisierung bewältigen zu können. 

Das Ministerium für Inneres und Sport, das Ministerium für Umwelt, 

Energie, Bauen und Klimaschutz, das Kultusministerium, das Ministe-

rium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung und das Minis-

terium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung haben angekün-

digt, einen Personalmehrbedarf für Aufgaben im Zusammenhang mit 

der Digitalisierung anzumelden. 

                                                
292  Nach der Neubildung der Landesregierung ist das Niedersächsische Ministe-

rium für Bundes- und Europaangelegenheiten und Regionale Entwicklung ge-
gründet worden. Der Organisationsbereich der Staatskanzlei wurde entspre-
chend verschlankt. 

293  Gesetz zur Förderung des elektronischen Rechtsverkehrs mit den Gerichten 
vom 10.10.2013 (BGBl. I S. 3786), geändert durch Art. 31 des Gesetzes vom 
05.07.2017 (BGBl. I S. 2208).  
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Herausforderungen für die Organisationsarbeit 

Die wirtschaftliche Erfüllung der Landesaufgaben und der stattfin-

dende Wandel zu einer digitalisierten Verwaltung erfordern in beson-

derem Maße eine aktive Organisationsarbeit, um eine insgesamt ef-

fektive und effiziente Umsetzung der E-Government-Anforderungen 

realisieren zu können. Eine Beschränkung auf technische Fragen greift 

hier zu kurz. Auch im fortschreitenden Digitalisierungsprozess gilt der 

Organisationsgrundsatz „Organisation vor IT“294, der besagt, dass die 

organisatorische Betrachtung, Bewertung und Anpassung zwingend 

vor der Einführung technischer Verfahren erfolgen muss. Auch die 

Auswirkungen des demografischen Wandels stellen eine Herausforde-

rung für die Organisationsarbeit dar. Zwar betrifft dies zunächst Fragen 

der Personalwirtschaft, jedoch auch organisatorische Fragestellungen. 

Wenn aufgrund des zu erwartenden Fachkräftemangels nicht mehr 

jede Stelle adäquat besetzt werden kann, müssen die Auswirkungen 

durch technische oder organisatorische Lösungen abgemildert wer-

den, damit der Staat weiter handlungsfähig bleibt. Es ist zu erwarten, 

dass die Auswirkungen aufgrund des verhältnismäßig hohen Durch-

schnittsalters der Landesbediensteten bereits kurzfristig sichtbar wer-

den. 

Fazit 

Damit die Verwaltung den aktuellen und künftigen Anforderungen ge-

recht werden kann, ist eine konsequente Organisationsarbeit unerläss-

lich. Diese muss durch die Landesregierung erheblich intensiver wahr-

genommen werden als bisher. Daher empfiehlt der LRH, in den Ver-

waltungen Organisationsbereiche einzurichten bzw. diese mit den not-

wendigen Ressourcen auszustatten. Die Erfahrungen des LRH zeigen, 

dass sich eine Organisationsarbeit im vorstehend beschriebenen 

Sinne stets „rechnet“.  

                                                
294  Vgl. Grundsätze für die Verwaltungsorganisation der Rechnungshöfe des 

Bundes und der Länder vom 05.12.2016, Nr. 13.2, S. 11.  
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